
Aktenzeichen: 3 AZN 181/00 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Beschluß vom 26. September 2000 

-3  AZN 181/00 -

!. Arbeitsgericht 
München

Urteil vom 25. September 1998 
- 35a Ca 4932/98 -

II. Landesarbeitsgericht 
München

Urteil vom 2. Dezember 1999 
- 4 Sa 912/99 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Nichtzulassungsbeschwerde wegen grundsätzlicher Bedeutung der 
Rechtssache

1. Der Geltungsbereich eines Firmentarifvertrages erstreckt sich über den 
Bezirk eines Landesarbeitsgerichts hinaus (§ 72 a Abs. 1 Nr. 2 ArbGG), 
wenn es für die Geltendmachung von tariflichen Rechten aufgrund aus­
wärtiger Betriebsstätten auch Gerichtsstände in Bezirken anderer Lan­
desarbeitsgerichte gibt als dem, in dessen Bezirk das betreffende Unter­
nehmen seinen Sitz hat.

2. Für die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung einer Tarifauslegung 
genügt es, wenn der Beschwerdeführer innerhalb der Frist für die Be­
gründung der Nichtzulassungsbeschwerde nachvollziehbar darlegt, daß 
die Auslegungsfrage für eine größere Zahl von Arbeitnehmern rechtliche 
Bedeutung hat. Wird dieser Vortrag durch den Beschwerdegegner sub­
stantiiert in Frage gestellt, muß der Beschwerdeführer sein Vorbringen 
soweit konkretisieren, daß die grundsätzliche Bedeutung der Ausle- 
gungsfrage plausibel bleibt. Dies kann er auch nach Ablauf der Be­
schwerdebegründungsfrist tun (im Anschluß an BAG 15. November 1995 
- 4 AZN 580/95 - AP ArbGG 1979 § 72 a Grundsatz Nr. 49 = EzA ArbGG 
1979 § 72 a Nr. 72).

Gesetz:
ArbGG § 72 a Grundsatz; ZPO § 29

Leitsätze:
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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZN 181/00
4 Sa 912/99 
Landesarbeitsgericht 
München

BESCHLUSS

In Sachen

Beklagte , Berufungsbeklagte und Beschwerdeführerin,

pp.

Kläger, Berufungskläger und Beschwerdegegner,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 26. September 2000 beschlossen:

Die Revision gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts Mün­
chen vom 2. Dezember 1999 - 4 Sa 912/99 - wird für die Be­
klagte zugelassen.
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Gründe

I. Die Parteien streiten um die Höhe der dem Kläger mit Vollendung des 55., 60. 

und 63. Lebensjahres zustehenden vorgezogenen betrieblichen Altersrente.

Die Beklagte, die in München einen Rundfunksender und in L und B techni­

sche Sendestationen betrieb, erbringt an ihre früheren Mitarbeiter Leistungen der be­

trieblichen Altersversorgung nach Maßgabe einer tarifvertraglichen Versorgungsver­

einbarung vom 2. Juni 1981. Der am 28. Februar 1950 geborene Kläger war vom 

1. Juni 1984 bis zum 30. Juni 1995 bei der Beklagten beschäftigt. Unter dem 28. Juni 

1996 ließ die Beklagte dem Kläger mitteilen, seine Versorgungsanwartschaft belaufe 

sich bei vorgezogener Inanspruchnahme mit Vollendung des 55. Lebensjahres auf 

559,00 DM. Nehme er die Betriebsrente erst ab Vollendung seines 60. bzw. 

63. Lebensjahres in Anspruch, betrage sie 964,00 bzw. 1.257,00 DM. Mit seiner Klage 

hat er geltend gemacht, ihm stünden nach der Versorgungsvereinbarung je nach vor­

gezogener Inanspruchnahme 828,11 DM, 1.150,75 DM oder 1.344,33 DM monatlich 

zu. Seinen auf eine entsprechende Feststellung gerichteten Klageantrag hat das Ar­

beitsgericht abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat ihm stattgegeben. Es hat die 

Revision gegen sein Urteil nicht zugelassen. Hiergegen richtet sich die auf eine grund­

sätzliche Bedeutung der Rechtssache und Divergenz gestützte Beschwerde der Be­

klagten.

II. Die Beschwerde der Beklagten ist begründet. Die Revision ist jedenfalls des­

halb nachträglich zuzulassen, weil der Rechtsstreit einen der in § 72 a Abs. 1 Nr. 1 - 3 

ArbGG abschließend aufgezählten Streitgegenstände betrifft und grundsätzliche Be­

deutung (§ 72 Abs. 2 Nr. 1 ArbGG) hat.

1. Die Parteien streiten um die Auslegung eines Tarifvertrages (§ 72 a Abs. 1 

Nr. 2 ArbGG). Es geht darum, wie ein Anspruch auf vorgezogene Betriebsrente nach 

vorzeitigem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis nach den Regelungen des als 

Versorgungsvereinbarung bezeichneten Firmentarifvertrages zu errechnen ist; insbe­

sondere darum, ob von dem bis zum vorzeitigen Ausscheiden erreichten Versorgungs­

besitzstand nur ein versicherungsmathematischer Abschlag vorzunehmen ist, oder ob 

eine zusätzliche Kürzung nach Nr. 8.2 der Versorgungsvereinbarung zu erfolgen hat. 

Das Landesarbeitsgericht ist der klägerischen Auffassung gefolgt und hat angenom-
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men, der in Nr. 4.2 vorgesehene versicherungsmathematische Abschlag sei die für 

diesen Fall allein maßgebliche Kürzungsbestimmung. Um ihn sei der bis zum vorzeiti­

gem Ausscheiden erdiente und ab Vollendung des 65. Lebensjahres zu zahlende Teil­

betrag zu kürzen. Die Beklagte meint demgegenüber, die Versorgungsvereinbarung 

sehe für einen solchen Fall drei Rechenschritte vor: Zunächst müsse der bis zum Zeit­

punkt der vorgezogenen Inanspruchnahme ohne vorheriges Ausscheiden erreichbare 

Versorgungsbesitzstand errechnet werden; dieser sei wegen des vorgezogenen Be­

zugs versicherungsmathematisch zu kürzen; schließlich sei der sich daraus ergebende 

Betrag wegen des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsverhältnis nach Nr. 8.2 

der Versorgungsvereinbarung, die § 2 Abs. 1 BetrAVG entspricht, zeitratierlich zu kür­

zen.

Bei dieser Auslegung geht es um Regelungen eines Tarifvertrages, dessen 

Geltungsbereich sich über den Bezirks des Landesarbeitsgerichts München hinaus 

erstreckt (§ 72 a Abs. 1 Nr. 2 ArbGG). Bei einem Firmentarifvertrag wie der Versor­

gungsvereinbarung ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn es für die Geltendmachung 

von Rechten aus dem Tarifvertrag auch Gerichtsstände im Bezirk eines anderen Lan­

desarbeitsgerichts gibt, als dem, in dessen Bezirk das betreffende Unternehmen sei­

nen Sitz hat.

Die Versorgungsvereinbarung erstreckt ihren Geltungsbereich jedenfalls auch 

in den Bezirk des Hessischen Landesarbeitsgerichts. Die Beklagte unterhielt in L und 

B zwei technische Sendestationen, in denen mehrere Arbeitnehmer ständig und aus­

schließlich beschäftigt waren. Da damit der wirtschaftliche und technische Mittelpunkt 

von deren Arbeitsverhältnissen in diesen Gemeinden lag, ist für Streitigkeiten aus ihren 

Arbeitsverhältnissen nach § 29 ZPO, § 46 Abs. 2 ArbGG auch das Arbeitsgericht in 

Darmstadt zuständig, das im Bezirk des Hessischen Landesarbeitsgerichts liegt. Der 

Gerichtsstand des Erfüllungsortes gilt für alle Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis, 

auch für Betriebsrentenansprüche, die auf dem Arbeitsverhältnis beruhen, auch wenn 

sie erst nach dessen Beendigung fällig werden (vgl. Germelmann/Matthes/Prütting 

ArbGG 3. Aufl. § 2  Rn. 164 mwN).

2. Der Rechtsstreit hat auch grundsätzliche Bedeutung (§ 72 Abs. 2 Nr. 1 

ArbGG).

Dies ist dann der Fall, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits von einer klä­

rungsfähigen und klärungsbedürftigen Rechtsfrage abhängt und diese Klärung wegen 

ihrer tatsächlichen Bedeutung die Interessen zumindest eines größeren Teils des All-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gemeinheit eng berührt. Letzeres ist nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­

richts jedenfalls dann anzunehmen, wenn die Entscheidung für mehr als 20 gleich oder 

ähnlich liegende Arbeitsverhältnisse rechtliche Bedeutung hat (vgl. BAG 28. Septem­

ber 1989 -6 A Z N  303/89- BAGE63, 58; 15. November 1995 - 4A ZN 580/95- AP 

ArbGG 1979 § 72 a Grundsatz Nr. 49 = EzA ArbGG 1979 § 7 2  a Nr. 72; 21. Oktober 

1998 -1 0  AZN 588/98 - AP ArbGG 1979 § 72 a Grundsatz Nr. 55).

Die aufgeworfene Auslegungsfrage ist in der Revisionsinstanz klärungsfähig, 

weil die Entscheidung des Rechtsstreits von ihr abhängt. Sie ist auch klärungsbedürf­

tig, weil noch keine einschlägige Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zur Versor­

gungsvereinbarung der Beklagten vorliegt. Die Auslegungsfrage ist schon deshalb von 

einer über den zu entscheidenden Einzelfall hinausgehenden Bedeutung, weil es in 

einer Vielzahl von Versorgungsordnungen vergleichbare Regelungen gibt, die darauf­

hin zu untersuchen sind, inwieweit sie eine eigenständige Regelung für den Fall der 

vorgezogenen Inanspruchnahme einer Betriebsrente nach vorzeitigem Ausscheiden 

aus dem Arbeitsverhältnis enthalten.

Die aufgeworfene Rechtsfrage ist darüber hinaus auch für eine größere Zahl 

von gleichartigen, zwischenzeitlich beendeten Arbeitsverhältnissen von rechtlicher und 

wirtschaftlicher Bedeutung. Die Höhe der Versorgungsansprüche aller in den Gel­

tungsbereich der Versorgungsvereinbarung fallenden Arbeitnehmer, die mit einer un­

verfallbaren Versorgungsanwartschaft vorzeitig aus dem Arbeitsverhältnis mit der Be­

klagten ausgeschieden sind, aber noch nicht Betriebsrentner sind und Betriebsrente 

vorgezogen in Anspruch nehmen können, ist von der Entscheidung der zwischen den 

Parteien streitigen Auslegungsfrage abhängig. Damit kann diese Auslegungsfrage für 

ihren Entschluß, wann sie Betriebsrente in Anspruch nehmen, von wesentlicher Be­

deutung sein. Hinzu kommen die Betriebsrentner der Beklagten, die bereits vorgezo­

gene Betriebsrente in Anspruch nehmen. Bei ihnen kann eine Nachberechnung erfor­

derlich werden. Die Beklagte hatte mit ihrer Beschwerdebegründung zunächst nur all­

gemein behauptet, hier handele es sich um etwa 200 Anwartschaftsberechtigte. Diese 

Zahl war angesichts der Größe des Betriebes der Beklagten in Deutschland und des 

Umstandes plausibel, daß die Beklagte ihre unternehmerischen Aktivitäten in 

Deutschland eingestellt hat. Angesichts dessen genügte die Beklagte mit diesem Vor­

bringen ihrer Begründungspflicht aus § 72 a Abs. 3 ArbGG. Nachdem der Kläger den 

Beklagtenvortrag substantiiert in Frage gestellt hatte, hat die Beklagte unter Vorlage 

von Namenslisten im einzelnen für das Gericht nachvollziehbar dargelegt, daß jeden­

falls weit mehr als 20 frühere Arbeitnehmer von der anstehenden Entscheidung be-
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troffen sind, weil sie entweder vorgezogene Betriebsrente in Anspruch nehmen oder 

mit einer unverfallbaren Versorgungsanwartschaft vorzeitig ausgeschieden sind und 

noch die Möglichkeit haben, Betriebsrente vorgezogen in Anspruch zu nehmen. Dieses 

substantiierte Vorbringen der Beklagten reicht aus, eine nachträgliche Zulassung der 

Revision zu rechtfertigen. Die Beklagte ist im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwer­

de nicht verpflichtet, ihr Vorbringen insoweit zu beweisen.

3. Da die Revision nach alledem bereits wegen grundsätzlicher Bedeutung der 

Rechtssache zuzulassen war, kommt es nicht darauf an, ob die Beklagte sich auch zu 

Recht darauf beruft, das Landesarbeitsgericht weiche mit seiner Entscheidung von 

Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts ab. Es spricht allerdings mehr dafür, daß 

sich die von der Beklagten angezogenen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts 

lediglich auf die Auslegung der Versorgungsvereinbarung beziehen, also keinen ab­

strakten, fallübergreifenden Rechtssatz in Form einer von der Versorgungsvereinba­

rung unabhängigen Auslegungsregel aufstellen.

Rechtsmittelbelehruna

Die Beklagte kann nunmehr gegen das im Tenor genannte Urteil des 

Landesarbeitsgerichts München innerhalb einer Frist von einem Monat seit Zustellung 

dieses Beschlusses Revision beim

Bundesarbeitsgericht, Hugo-Preuß-Platz 1,99084 Erfurt,

einlegen.

Die Revision ist gleichzeitig oder innerhalb eines Monats nach ihrer Einlegung 

schriftlich zu begründen. Revision und Revisionsbegründung müssen von einem bei 

einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Reinecke Kreft Bepler

Auerbach Arntzen
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